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inhalt l ich glaubhaft  begründet.  Die Ausgangsinformation muß 

inhalt l ich auf das Vorl iegen einer solchen konkreten Gefahr 

für die öffent l iche Ordnung und Sicherheit  hinweisen, die nur 

durch die Wahrnehmung der jewei l igen Befugnis abgewehrt 

werden kann. Somit gelten für die Schaffung bzw. Sicherung 

von Ausgangsinformationen für die Wahrnehmung der Befugnisse 

des VP-Gesetzes die gleichen Grundsätze wie für die Anlaßgestal­

tung bei der Prüfung von Verdachtshinweisen. Die Prinzipien 

der Konspirat ion und Geheimhaltung sind in gleicher Weise durch­

zusetzen. Aus dieser Sicht gibt das VP-Gesetz kaum eine wesent­

l ich günst igere Ausgangssituat ion für das Tät igwerden der Dienst­

einheiten der Linie IX bei ausschl ießl ich auf operat iven Infor­

mationen beruhenden Ausgangslagen zur Aufklärung strafrecht l ich 

relevanter Handlungen auf der Grundlage des.VP-Gesetzes.

Sobald das Vorl iegen einer Gefahr für die öffent l iche Ordnung 

und Sicherheit  und deren notwendige sofort ige Abwehr durch das 

MfS glaubhaft  begründet werden kann, bedarf es in der Regel keinei 

weitergehenden Inforrf iat ionen darüber, daß das Bestehen einer 

durch menschl iches Handeln verursachten Gefahr gegen die staat­

l iche Sicherheit  nicht gleichzeit ig auf das Vorl iegen einer 

Straftat hinweist und damit die Durchführung strafprozessualer 

Prüfungshandlungen gestattet.  Eine derart ige Begründung kann 

auch in der im Abschnit t  2.4.3. zur Anlaßgestal tung im Prüfungs­

stadium behandelten Art  und Weise der Nutzung von operat iven 

Legenden und Kombinat ionen erfolgen.

Der ebenfal ls im § 8 Abs. 1 f ix ierte mögl iche Verzicht auf die 

Mit tei lung des Grundes der Maßnahme, wenn dies "durch den Zweck 

der Maßnahme oder die Umstände ausgeschlossen ist" ,  löst dieses 

Problem der Anlaßgestal tung bei Vorl iegen von ausschl ießl ich 

operat iven Informationen ebenfal ls nicht.  Durch den Verzicht 

auf die Mit tei lung sol l  nur verhindert  werden, daß unter Umstän­

den die Gefahrenabwehr in Frage gestel l t  wird. Der Verzicht 

auf die Mit tei lung des Grundes der Maßnahmen hat nur zei twei l i ­

gen Charakter.  Die Mit tei lung ist  nachzuholen, wenn die Aus-


